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Berlin, 23. Oktober. Der König hat den bisherigen beſoldeten 
Beigeordneten der Stadt Sagan, Krausnick, der von der dortigen 
Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffenen Wiederwahl gemäß, in 
gene Eigenihaft für eine fernerweite zwölfjährige Amtsdauer ber 

ätigt. 

Der Forſt⸗Aſſeſſor Knecht iſt zum Oberförfter ernannt und dem⸗ 
ſelben die 3 zu Büren im Regierungsbezirk Minden über- 
tragen worden. 

a Am Gymnafium zu Marienburg iſt der bisherige ordentliche Lehrer, 
Titular Oderlehrer Gruber zum Oberlehrer befördert worden. 


Politiſche Aeberſicht. 
Poſen, den 24. Oktober. 

Wenn der Reichstag, wie zu erwarten iſt, heut ſich 
als beſchlußfähig aus weiſt, fo wird er bereits eine ganze 
Zahl von Initiativanträgen theils der Freiſinnigen, theils des 
Centrums, theils der Konſervativen vorfinden. Bemerkenswerth 
iſt es, daß das Centrum nach einer mehrjährigen Pauſe ſich 
entſchloſſen hat, wieder einen Kulturkampfantrag einzubringen, 
in welchem es die Aufhebung des Expatriirungsgeſetzes 
beantragt. Man darf geſpannt fein, wie ſich die Konſervativen 
zu dieſem Antrag ſtellen werden. Daß der Reichstag ganz ab⸗ 
geſehen von dieſen Anträgen der einzelnen Parteien, die vor⸗ 
aus ſichtlich noch eine Vermehrung erfahren werden, feine Arbei ⸗ 
ten bis Weihnachten beendigen könnte, darf wohl für völlig 
ausgeſchloſſen gelten. Die ganze Geſtaltung des Etats wird 
die Verweiſung erheblicher Theile deſſelben an die Budgetkom⸗ 
miſſion nothwendig machen, in welcher wenigſtens der Verſuch 
gemacht werden dürfte, die Forderungen der Regierung, nament⸗ 
lich bezüglich der Bauten im Militäretat, zu ermäßigen. 


Obgleich der neue Militäretat eine Mehrausgabe von 
nicht weniger als 150 Millionen verlangt, vermißt die „Nat. 
Zig.“ in demſelben eine Erhöhung, auf welche, wie fie meint, 
man gerade von fortſchrittlicher Seite als auf eine Waffe 
gegen die „Vertheuerungspolttik“ gerechnet habe, nämlich die 
der Koſten für Naturalverpflegung, von denen das 
Blatt behauptet, daß ſie vermöge der üblichen Berechnung nach 
einem Durchſchnitt der Preiſe früherer Jahre, vielmehr einen 
Minderanſatz um 95 000 Mark aufweiſe. Nach dem Militär⸗ 
etat betragen die geſammten Ausgaben für Naturalverpflegung 
(Kap. 25) für 1890/91 74 900 529 M.; alſo mehr gegen 
den Etat für das laufende Jahr 111348 M. Tiefer Anſatz 
if, wie die „Nat., Zig.“ behauplet, vermöge der üblichen Be⸗ 
rechnung nach dem Durchſchnitt der Preiſe früherer Jahre 
gemocht worden. Wie verhält es fich damit? In dem Etat 
für das laufende Jahr heißt es bezüglich der Brot⸗ und Fou⸗ 
rage⸗Verpflegung: „Die Koſten der Beſchaffung der Natu⸗ 
ralien find für die erſte Hälfte des Jahrbedarfs nach den im 
Oktober 1888 in Wirklichkeit gezahlten Preiſen und 
für die zweite Hälfte, bei der die Ernte 1889 mit maßgebend 
iſt, nach dem Durchſchnitt der Jahre 1878 bis 1887 ver 
anſchlagt. In dem neuen Etat dagegen hat man von der Be⸗ 
rückſichtigung der zur Zeit gezahlten höheren Preiſe Abſtand 
genommen und die Kofter: lediglich nach dem Durchſchnitt der 
Jahre 1879 — 1888 veranſchlagt.“ Mit anderen Worten, die 
Militärverwaltung hat die Steigerung ber Brot- und Fourage⸗ 
preiſe im laufenden Jahre völlig außer Acht gelaſſen und 
dadurch eine niedrigere Veranſchlagung ermöglicht. Daß dieſer 
Voranſchlag erheblich überſchritten werden wird, iſt ſehr wahr: 
ſcheinlich. 

Der „Reichsanz.“ macht heute darauf aufmerkſam, daß in 
der geſtern mitgetheilten Bekanntmachung, wonach der zwiſchen 
Witu und Kiemaju belegene Theil der eſtafrikaniſchen 
Küſte, d. h. das (2 Breitegrade umfaſſende) Zwiſchengebiet 
zwiſchen Witu und der der engliſchen oſtafrikaniſchen Geſellſchaft 
überlaſſenen Somaliküſte unter deutſchen Schutz geſtellt iſt, 
Kismaju irrthümlich als dem Sultan von Witu gehörig be⸗ 
zeichnet worden iſt. Die Station gehört dem Sultan von 
Sanſibar. Durch diefe Protektoratserklärung iſt die der Witu⸗ 
Kolonie drohende Gefahr der Umklammerung durch die engllſche 
Geſellſchaft abgewendet. Nuf Grund welcher Verträge mit den 
einheimiſchen Sultanen und Häuptlingen die deutſche Schutz⸗ 
herrſchaft erklärt worden iſt, geht aus der Mittheilung des 
„Reichsanz.“ nicht hervor. 

Während die republikaniſche Preſſe in Frankreich immer 
noch die Frage erörtert, ob die Gruppen beizubehallen ſeien 
oder nicht, ob und wie die Geſchäftsordnung der Kammer, das 
Interpellationsrecht, das Preßgeſetz u. . w. zu reformiren ſei, 
und ob das Miniſterium zurückzutreten oder ſich zu modifiziren 
— hat Baron Mackau die Mitglieder der Rechten zu einer Be⸗ 
prechung auf den heutigen Tag eingeladen. Baron Mackau 
war bekanntlich der Vorſitzende des Zwölfer⸗Ausſchuſſes, der 
die Allianz mit Boulanger ſchloß und die Wahlkampagne der reak⸗ 


tionären Koolition leitete. 
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Sethonndneunzigſler Jahrgang. 


Donnerſtag, 24. Oktober. 


Durch ſeine Einladung ſchien er 
anzudeuten, daß der Ausſchuß wieder auflebe und daß die alte 
Politik deſſelben fortzufegen ſei. Die Einladung war an 171 
Deputirte ergangen und es war beigefügt, es könne jeder Ab⸗ 
geordnete kommen, der ſich für konſervativ halte. Die „Republ. 
Fr.“ kann nun heute mittheilen, „daß eine gewiſſe Anzahl der 
auf das Programm der Rechten gewählten Deputirten den 
Herrn Baron Mackau bereits benachrichtigt haben, daß ſie der 
Einladung keine Folge leiſten würden, da fte den Urhebern ber 
monarchiſtiſch⸗boulangiſtiſchen Auianz das Recht nicht zugeſtehen 
können, als beſtändige Leiter der Partei aufzutreten, und da 
fie in Folge deſſen beabſichligen, ihre volle und ganze Aktions⸗ 
freiheit zu bewahren. Die konſervative „Gaz. de France“ be⸗ 
ſtätigt dieſe Mittheilung. Man darf jetzt neugierig ſein, welche 
und wie viele Deputirte in der Verſammlung erſcheinen werden. 
Auch ſonſt geht innerhalb der Rechten allerlei Bedeutſames vor. 
Der „Moniteur de Rome“, das offiziöſe Organ des Vatikan, 
hat konſtatirt, daß die konſervative Koalition bei den Wahlen 
geſchlagen worden iſt, und daran die Mahnung geknüpft, man 
ſolle ſich von Illuſtonen freimachen, von der Lage moͤglichſt 
Vortheil ziehen und nicht immer gegen die beſtehende Regierungs⸗ 
ſorm ankämpfen, zu der man ja doch verurtheilt ſei und welche 
die einzig mögliche ſei. Auch Caſſagnae will jetzt die Frage der 
Regierungsform bei Seite ſtellen, aber nicht um republikaniſch 
zu werden, ſondern um den Kampf gegen die Regierung um ſo 
energiſcher auf religtöskirchlichem Gebiete führen zu können. 
Darin begegnet er ſich mit dem Grafen de Mun, der eine 
katholiſch⸗ſozialiſtiſche Partei gründen will und für dieſe bereits 
ein ausführliches Programm aufgeſtellt hat. Davon will nun 
aber Biſchof Freppel nichts wiſſen, deſſen Organ ausführt, die 
politiſche Frage dominire Alles; erſt müſſe Frankreich ſeinen 
König wieder haben, dann werde die Kirche von ſelbſt wieder 
zu ihren Rechten kommen. Man fieht, die Rechte wird die 
größte Mühe haben, ihr Auseinanderfallen zu verhüten. 

Graf Dillon hat, wie der „Gaulois“ mittheilt, ſein Amt 
als Schatzmeiſter der boulangiſtiſchen Partei niedergelegt, 
weil keine Kaſſe mehr vorhanden iſt. 

Der „Patriote“ meldet, König Wilhelm der Niederlande 
wolle Ende des Jahres der luxemburgiſchen Krone zu Gunſten 
des Herzogs Adolf von Naſſau entſagen. Der luxemburgiſche 
Staatsminiſter Eyſchen weilt augenblicklich im Haag. Man 
bringt dieſe Reiſe, der „Frankf. Zig.“ zufolge, mit ſeinem 
kürzlichen Aufenthalt auf Schloß Hohenburg, der Refidenz des 
Herzogs von Naſſau, in Verbindung. 


Der Oberpolizeimeiſter von Warſchau hat eine Bekannt⸗ 
machung erlaſſen, welche die ſtrengſten Maßregeln gegen aus⸗ 
ländiſche Juden in Ausſicht ſtellt, die ohne entſprechende 
Erlaubniß des Miniſters ſich in Warſchau aufhalten. Aus⸗ 
ländiſchen Juden iſt geſetzlich die Berechtigung abgeſprochen 
worden, ohne beſondere Genehmigung in Rußland Handel zu 
treiben oder ſich auch nur zeitweilig wohnhaft zu machen. Viele 
der Betroffenen haben ihre Familien zurückgelaſſen und ſuchen 
offen oder heimlich zurückzukehren. Dieſe ſollen mit fofortiger 
Ausweiſung beſtraft werden. Den Beamten wird beſondere 
Strenge in der Ausführung der Maßregeln zur Pflicht gemacht. 


Wenn die Serben nicht verblendet ſind, werden ſie die 
Freundlichkeiten, welche ihnen anläßlich der Botſchaft der Re⸗ 
genten von dem Organe des öſterreichiſch⸗ungariſchen auswärti⸗ 
gen Amtes erwieſen werden, in derſelben Weiſe erwidern, denn 
die Oeſterreicher ſind ihnen doch näher als die Ruſſen. Die 
Serben haben keinen Grund, ſich über die gegenwärtige Hal: 
tung der öſterreichiſch⸗ungariſchen Diplomatie zu beklagen und 
diejenigen ſerbiſchen Blätter, welche im Rufe ſtehen, enge Be⸗ 
ziehungen mit der Regierung zu unterhalten, ſollten ſich daher 
aller Angriffe gegen das mächtige Nachbarreich enthalten. Die 
Thronentſagung Milans hat bekanntlich in Wien und Peſt 
einen ſehr unangenehmen Eindruck gemacht; trotzdem hat man 
dort jetzt nichts dagegen einzuwenden, daß die Botſchaft eben 
dieſe Thronentſagung als den Beginn eines vorgeſchrittenen 
parlamentariſchen Syſtems preiſt. Wenn es ferner ebenda 
heißt, daß es gelungen ſei, die ſchon beſtehende Freundſchaft 
mit den Mächten nicht nur weiter zu entwickeln, ſondern die⸗ 
ſelbe auch durch „neue und werthvolle Errungenſchaften zu ver⸗ 
vollkommnen“, ſo kann dieſer Paſſus nur auf Rußland Bezug 
haben, deſſen Freundſchaft die Serben ſich neuerdings errungen 
zu haben — glauben. Auch dagegen ſcheint man in Wien 
keine Bedenken zu haben und zwar mit gutem Grunde, denn 
werthvoller als die ruſſiſche Freundſchaft wird den Serben ſtets 
ihre Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit fein, welche die Radi ⸗ 
kalen in noch entſchiedenerer Weiſe als die Fortſchrittler und 
Liberalen zu vertheidigen entſchloſſen find. Bei der Entwicke⸗ 
lung der ſtaatlichen Inſtitutionen und der Förderung des 
Wohlſtandes wird es der ſerbiſchen Regierung ebenfalls mehr 
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nützen, wenn ſie mit dem vorgeſchritteneren Nachbar in gutem 
Einvernehmen bleibt, als wenn ſie ſich auf Abmachungen ein⸗ 
läßt mit dem nordiſchen Verführer, welcher ſich doch nur ein 
Werkzeug ſchaffen will, um mit deſſen Hilfe im geeigneten 
Augenblicke die Selbſtändigkeit der Balkanvölker zu vernichten 
und dieſelben ſeinen bekannten Beſtrebungen dienſtbar zu 
machen. 

Eine Wiedervereinigung der mittelamerikaniſchen Re⸗ 
publiken iſt durch einen Kongreß der betreffenden Staaten 
angebahnt worden. Ein Telegramm aus Guatemala meldet, 
daß der Kongreß von Zentral⸗Amerika die Grundlagen für eine 
Vereinigung der Staaten Zentral⸗Amerikas angenommen habe. 
Eine Gewähr für die Dauer der Vereinigung bietet dieſe vor⸗ 
läufige Abmachung indeß nicht, da der unruhige Charakter der 
ſpaniſchen Kreolen zu fortwährenden bewaffneten Konflikten der 
Parteien untereinander führt. Nah; den bisherigen Erfahrun⸗ 
gen zu ſchließen, wird gar bald ein Bürgerkrieg zwiſchen der 
Zentral⸗Regierung und den Einzelſtaaten ausbrechen, welcher zu 
einer abermaligen Zerſplitterung des neugeſchloſſenen Bundes 
führen kann. 
VCC TEN DEREN ET EEE 


Deutſchland. 


„Berlin, 23. Oktober. Ueber die Verwendung der 
ſehr erheblichen Mehrforderungen, welche theils unter den ein, 
maligen Ausgaben des ordentlichen Militäretats, theils in 
dem außerordentlichen Etat erhoben werden, und über welche 
die Erläuterungen des Etats keinen Aufſchluß geben, werden 
nähere Mittheilungen ohne Zweifel erfi der Budgetkommiſſion 
gemacht werden. Was die neue Ausrüſtung der Kavallerie be: 
trifft, für welche allein im ordentlichen Etat 1 Mill. Mark 
gefordert werden, ſo handelt es ſich dabei, wie man annimmt, um 
die Ausrüſtung ſämmtlicher Kavallerieregimenter mit Lanzen 
und um die dadurch erforderlich werdende Beſattelung. Im 
außerordentlichen Etat werden zur Beſchaffung bez. Aplirung 
von Torniſtern, Patronentaſchen, Säbeltaſchen und Cartouchen 
für Preußen 14,5 Mill., für Sachſen 1 550 000 Mark, für 
Würtemberg 1042 000 M., im Ganzen alſo 17 092 000 M. 
gefordert. Zur Motivirung wird nur bemerkt, daß dieſe Forde⸗ 
rungen durch Aenderung der Muſter für dieſe Aus rüſtungs⸗ 
gegenſtände bedingt ſeien; die Aenderung der Muſter iſt bekannt⸗ 
lich ſeit langen Jahren vorbereitet. Man erinnert ſich, daß bei 
der Anweſenheit des Kaiſers von Oeſterreich, demſelben bereits 
einige mit der neuen Ausrüſtung verſehene Soldaten vorgeſtellt 
worden find. Die beiden Hauptforderungen befinden ſich unter 
Attillerie⸗ und Waffenweſen. Zu den „Ausgaben aus Aenderung 
der Wehrpflicht“ werden gefordert für Preußen 45 813 000 M., 
für Sachſen 3 274 000 M., für Würtemberg 1 604 000 M., 
im Ganzen alſo 50 691000 M. Hierin wird man wohl die 
Koſten ſehen können, welche die Beſchaffung des neuen klein⸗ 
kalibrigen Gewehrs verurſacht. Die Koſten des rauchfreien 
Pulvers ſind anſcheinend in der nächſten Poſition „zur Be⸗ 
ſchaffung für artilleriſtiſche Zwecke und zur Herſtellung der für 
das hinzutretende Material erforderlichen Aufbewahrungsräume“ 
zu ſuchen. Hier werden gefordert und zwar als erſte Rate 
im preußiſchen Etat 61 224 100 Mark, für Sachſen 1 849 500 
Mark, für Würtemberg 1 283 800 Mark, im Ganzen alſo 
64 357 400 Mark. Eine weitere Rate in Höhe von 
12 540 750 Mark wird für künftig vorbehalten. — — 
In Reichstagskreiſen wurde zwar heute beſtimmt verſichert, daß 
das neue Sozialiſtengeſetz, welches dem Bundesrath vor⸗ 
geſtern zugegangen iſt, in allernächſter Zeit an den Reichstag 
gelangen werde, indeſſen hat der Juſtizausſchuß, dem die Bes 
rathung der Vorlage obliegt, bisher noch keine Sitzung gehalten, 
ſo daß es kaum wahrſcheinlich iſt, daß das Plenum ſich bereits 
morgen mit dieſem Geſetze beſchäftigen werde. Immerhin muß 
man annehmen, daß über den weſentlichen Inhalt des Geſetzes 
bereits jetzt eine Verſtändizung zwiſchen den Regierungen erzielt 
iſt, ſo daß die Berathungen im Bundesrath einen ſehr raſchen 
Verlauf nehmen können. Die erſte Berathung im Reichstage 
iſt, da am Montage zunächſt der Etat an die Reihe kommt, 
früheſtens Ende der nächſten Woche oder Anfang der übernächſten 
zu erwarten. Aus dem Umſtande, daß die Thronrede von einer 
Verſtändigung über dieſe Vorlage ſpricht, iſt hier und da der 
Schluß gezogen worden, daß der neue Entwurf weitgehende Ver⸗ 
ſchärfungen im Vergleich zu dem beſtehenden Geſetze in Vorſchlag 
bringe. Dieſe Annahme dürfte ſich indeſſen als irrig erweisen. 
Soweit wir hören, bewegt ſich die Vorlage im Weſentlichen auf 
dem bisherigen Boden, inſoweit die materiellen Beſtimmungen 
in Betracht kommen, womit natürlich eine anderweitige Geſtaltung 
der Beſchwerdeinſtanzen nicht ausgeſchloſſen iſt. 

— Prinz Heinrich von Preußen hat, wie die „Lom⸗ 
bardia“ meldet, zwei Stunden in der Villa Zirio zu San 
Remo verweilt. Der Prinz erſchien in Begleitung eines deutſchen 


Admirals und eines Adjutanten. Tief bewegt, durchſchritt er 
die theilweiſe umgebauten Räume, in denen ſein verewigter 
Vater ſo ſchwer gelitten hat. Man ſah ihn thränenden Auges 
herauskommen. Mehrere Erinnerungen an Kaiſer Friedrich, die 
ihm der Portier überreichte, nahm er dankend mit. Bevor er 
San Remo verließ, gab er 1000 Lire für die Armen der Stadt 
zu ſofortiger Vertheilung. 

— Von dem Attentat auf den Prinzen Wilhelm von 


Württemberg iſt dem Kaiſer Wilhelm ſofort nach Eintreffen 


der amtlichen Nachricht von Berlin aus telegraphiſche Meldung 
nach Monza erſtattet worden. Dem Fürſten Bizmack in Fried⸗ 
richsruh ging die Nachricht durch ein Telegramm des württem⸗ 
bergiſchen Staatsminiſters von Mittnacht direkt aus Ludwigs⸗ 
burg zu. Der Reichsanzeiger iſt in den Stand geſetzt, den 
Wortlaut des vom Fürſten Bismarck an den Prinzen Wilhelm 
gerichteten Telegramms wiederzugeben: 
„Sr. Königlichen Hoheit Prinz Wilhelm, 
Ludwigsburg. 

Ew. Königliche Hoheit bitte ich, meinen herzlichen und ehrerbietigen 

Glückwunſch und den Ausdruck meiner Freude über Gottes Schutz 


gegen Mörderhand in Gnaden entgegenzunehmen. 


gez. von Bismarck.“ 

— Die Geſandtſchaft des Sultans von Zanzibar 
iſt am Dienſtag früh von Hamburg nach Friedrichsruh ab⸗ 
gereiſt, um dem Reichskanzler Geſchenke des Sultans zu über⸗ 
bringen. In Friedrichsruh hatten, wie die „Norddeutſche All⸗ 
gemeine Zeitung“ berichtet, die Geſandten eine zweiſtündige 
Unterredung mit dem Reichskanzler, in welcher die Beziehungen 
der beiden Länder zu einander in freundſchaftlicher Weiſe aus- 


flührlich beſprochen wurden und zwar mit Hilfe eines des Ara⸗ 
biſchen und des Franzöſiſchen mächtigen Dolmetſchers. Die Ge⸗ 


ſandten kehrten ſpaͤter nach Hamburg zurück und haben große 


Befriedigung ausgedrückt über ihre Unterredung mit dem. 
Kanzler und über die ihnen zu Theil gewordene Aufnahme 


Am Mittwoch iſt die Geſandtſchaft von Hamburg nach London 
abgereiſt. 

0 — Dem General⸗Adjutanten des Kaiſers, General⸗Lieute⸗ 
nant von Miſchke, iſt der Charakter als General der Ins 
fanterie verliehen worden. 

— Die Abgg. Dr. Barth und Rickert haben mit 
Unterſtützung der freiſinnigen Partei im Reichstage folgenden 


| Geſetzentwurf betreffend Abänderung und Ergänzung des 


von den Gemeinden getragen werden. 


Wahlgeſetzes für den deutſchen Reichstag vom 31. Mai 1869 
eingebracht: 

Artikel I. An Stelle der SS 10, 11 und 16 des Wahlgeſetzes für 
den deutſchen Reichstag vom 31. Mai 1869 treten folgende Beſtim⸗ 
mungen: 8 10. Das Wahlrecht wird perſönlich durch Stimmzettel 
ohne Unterſchrift ausgeübt. Die Stimmzettel müſſen von weißem 

apier und dürfen mit keinen äußern Kennzeichen verſehen ſein. er 
Wähler hat in einem amtlich abgeſtempelten. mit keinen ſonſtigen 
Kennzeichen verſehenen, und undurchſichtigen Umſchlag, deſſen Form 

eichmäßig für alle Wahlkreiſe vom Bundesrath feſtgeſtellt wird, den 
Eimeket zu überreichen. § 11. Die Stimmzettel find außerhalb 
des Wahllokals mit dem Namen des Kandidaten, welchem der Wähler 
feine Stimme geben will, bandſchriftlich oder im Wege der Verviel⸗ 
fältigung zu verſehen. Die Stimmabgabe erfolgt in der 


A. 
Weiſe, daß jeder Wähler deim Erſcheinen im Wahllokal zunächſt vom 


Wahlvorſteher oder einem von dieſem Beauftragten den abdgeſtempelten 
Umſchlag entgegennimmt und darauf in einem der Beobachtung unzu⸗ 
änglichen und mit dem Wahllokal in unmittelbarer Verbindung 
ehenden Raum den Stimmzettel in den Umſchlag ſteckt. Den jo 
couvertirten Stimmzettel hat der Wähler direlt dem Wahlvorſteher zu 
übergeben, welcher den Umſchlag mit dem darin befindlichen Zettel in 


die Wablurne legt. Jeder Wähler muß den abgeſchiedenen Raum vor 


der Stimmabgabe betreten. Niemand darf ſich in dieſem Raum fonit 
aufhalten, fo lange der Wähler darin ift, und Niemand darf auf dem 
Wege zu dieſem Raume und zur Wablurne mit dem Wähler in Be⸗ 


0 giebung treten. Die Wahlkandidaten find berechtigt, auf ihren Namen 


autende Stimmzettel in dem abgeſonderten Raum zur Benutzung für 
die Wähler auslegen zu laſſen. Jeder Wahlvorſteber iſt zu ſolcher 
Auslegung verpflichtet, ſobald ihm 24 Stunden vor Beginn der Wahl⸗ 
handlung Stimmzettel zu jenem Zweck überſandt werden. $ 16 wird 
dahin ergänzt, daß auch die Koſten für die Herſtellung der Umſchläge 


Eine deutſche Fürſtin. 
Zur Erinnerung an den 150 jährigen Geburtstag der Herzogin 
Anna Amalia von Sachſen⸗Weimar Eisenach. 
f (24. Oktober 1739.) 
Von Th. Ebner. 
(Nachdruck verboten.) 

In einer Zeit, unter deren charakteriſtiſchen Merkmalen 
der Kulturhiſtoriker wohl auch einmal die Manie, Gedenktage 
zu feiern aufzählen wird, dürfte es nicht unangemeſſen ſein, 
an ihrem einhundertfünfzigjährigen Gedekntag einer Frau ſich 
zu erinnern, die nicht allein das Verdienſt hat, die Mutter 
eines berühmten Sohnes, des Herzogs Karl Auguſt, des Freun⸗ 
des von Goethe und Schiller zu ſein, ſondern auch als Re⸗ 


gentin Eigenſchaften bewies, deren Vorzüge ihr ein ehrendes 


Andenken ſichern werden. 
Anna Amalia, Herzogin von Sachſen⸗Weimar⸗Eſſenach, ges 


boren am 24. Oktober 1739 als Tochter des Herzogs Karl 


von Braunſchweig, trat ſechszehnjährig mit dem Herzog Ernſt 
Auguſt Konſtantin in die Ehe, nachdem ihre Jugend, den Ans 
gaben in ihrer Selbfibiographie zufolge, keine ſonderlich glück , 
liche geweſen war, weil ſie ihren Geſchwiſtern nachgeſetzt, immer 
als der „Ausſchuß der Natur“ bezeichnet worden ſei. Schon 
im Jahre 1757 ſtarb ihr Gemahl, und fie ſelbſt, noch 


minderjährig, ging nun zuſammen mit ihrem Lande einer 


ſchweren und ereignißreichen Zukunft entgegen, zumalen 
ſie teſtamentariſch zur Vormünderin über ihren am 3. 
September 1757 geborenen Sohn Karl Auguſt, ſowie zur 
Landesregentin beſtimmt war. Vormünderin von Unmündigen, 
berichtet Goethe in ſeiner Gedächtnißrede auf ſie, ſelbſt noch 
minderjährig, fühlte fie ſich bei dem einbrechenden fiebenjährigen 
Krlege in einer bedenklichen Lage. Als Reichsfürſtin verpflichtet, 
auf derjenigen Seite zu ſtehen, die ſich gegen ihren großen 
Oheim erklärt hatte, durch die Nähe der Kriegs wirkungen ſelbſt 
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— Der Reichstags⸗Abgeordnete Bebel unternimmt jetzt 
eine Enquete betreffs des Truckſyſtems; er erläßt eine öffent⸗ 
liche Aufforderung, in der es heißt: „Nach den übereinſtimmen⸗ 
den Berichten der Fabrikinſpektoren nehmen die Kantinen (Haus⸗ 
meiſtereien, wie fie theilmeife in Süddeutſchland heißen) in Fa⸗ 
briken, auf Werkplätzen, Ziegeleien ꝛc. immer mehr überhand, 
und haben ſich nach einer Reihe mir vorliegender Mittheilungen 
vielfach und zwar nicht bloß in Ziegeleien, wie einzelne Fabrik⸗ 
inſpektoren angeben, Zuſtände entwickelt, die unter die Beſtim⸗ 
mungen der 88 115—119 (Verbot und Beſtrafung des Truck⸗ 
ſyſtems) fallen. Um einen genauen Ueberblick über dieſe Zu⸗ 
ſtände zu erlangen und eventuell weitere geſetzliche Maßnahmen 
anregen zu können, erſuche ich im Namen der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion des Reichstages die deutſchen Arbeiter, ohne Unterſchied 
der Parteiſtellung, um gewiſſenhafte und ſtreng wahrheitsge⸗ 
mäße Beantwortung folgender Fragen: (Folgt ein eingehendes 
Formular.) Es wird um recht baldige Beantwortung dieſer 
Fragen und Einſendung derſelben an den Unterzeichneten drin⸗ 
gend gebeten. Auch können auf Wunſch beſondere Fragebogen 
von dem Unterzeichneten bezogen werden. Bei Beantwortung 
der Fragen ohne beſonderen Fragebogen kann auf die Nummern 
der Fragen Bezug genommen werden. Die Einſendungen müſſen 
unterzeichnet ſein, anonyme Zuſchriften werden nicht berückſichtigt. 
Es wird empfohlen, iſolirt gelegenen Betrieben, wie Ziegeleien, 
Sägemühlen, Holzſtoff⸗, Papier⸗, Porzellan⸗Fabriken, Glashütten 
u. ſ. w. ganz beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. Die ge⸗ 
ſammte deutſche Arbeiterpreſſe erſuche ich um Abdruck dieſes 
Aufrufs und kräftige Unterſtützung des Vorhabens.“ 


— Der Reichstags⸗Abgeordnete Liebknecht wurde, 
wie ſeiner Zeit mitzetheilt, im Sommer auf der Reiſe zum 
internationalen Pariſer Arbeiterkongreß auf dem Frankfurter 
Bahnhof polizeilich angehalten, weil er, der aus Frankfurt am 
Main Ausgewieſene, ohne Erlaubniß der Polizei das Frank⸗ 
furter Belagerungsgebiet betreten habe. Als Liebknecht geltend 
machte, daß er der Polizei ja ſeine Ankunft rechtzeitig ange⸗ 
kündigt habe (wodurch allein die Polizei von ſeiner Ankunft 
überhaupt wußte) und daß ſolche Ankündigung von der Leip⸗ 
ziger Polizei als genügend erachtet werde, wurde ihm geant⸗ 
wortet, die bloße Anzeige genüge in Frankfurt nicht, er — 
Liebknecht — hätte erſt die Erlaubniß der Franfurter Polizei 
abwarten müſſen. Jetzt iſt gegen Liebknecht die Anklage wegen 
Bannbruch erhoben worden. d 

— Mit Rückſicht darauf, daß die Fälle, in denen Kom⸗ 
munen die Koſten des regelmäßigen Schulbaubedürf⸗ 
niſſes aus Anleihemitteln zu beſtreiten beſchließen, ſich in 
letzter Zeit erheblich gemehrt haben, macht ein Erlaß des Mi⸗ 
niſters des Innern und des Finanzministers darauf aufmerkſam, 
daß dieſe Koſten, namentlich in ſolchen Gemeinden, deren Be⸗ 
völkerung in raſcher Zunahme begriffen iſt und in welchen da⸗ 
her das Bedürfniß zur Ausführung neuer Schulbauten in kur⸗ 
zen Zwiſchenräumen wiederzukehren pflegt, zu den regelmäßigen 
Ausgaben des Gemeindehaushalts gerechnet werden müſſen. Wo 
hiernach nicht etwa die Nothwendigkeit zu umfaſſenderen Schul⸗ 
hausneubauten durch beſondere Umſtände, wie beiſpielsweiſe 
durch eine außerordentliche Vermehrung der Bevölkerung, durch 
unerwartetes Eintreten von Bauſchäden an älteren Schulbauten 
u. ſ. w., herbeigeführt wird, fit darauf zu halten, daß die 
Koſten der Schulhausbauten aus den regelmäßigen Eir⸗ 
nahmen der betreffenden Stadtgemeinden beſtritten werden. 
Zu dieſem Zwecke empfiehlt es ſich im beſonderen, Schulhaus⸗ 
Neubau: Fonds anzuſammeln, welchen regelmäßig jährlich an⸗ 
gemeſſene, nach dem muthmaßlichen Bedürfniß des betreffenden 
Zeitabſchnittes zu berechnende Beträge aus den Intraden des 
ſtädtiſchen Aerars zuzuführen find. 

— Vor Kurzem meldete der Telegraph aus Zanzibar, daß der bis⸗ 


herige Vertreter der Witu⸗Geſellſchaft in Lamu Verſuche mache, den 
bisherigen Bevollmächtigten des Sultans von Witu. Clemens Den: 


gedrängt, fand ſie eine Beruhigung in dem Beſuch des großen 
heerführenden Königs. Ihre Provinzen erfuhren viel Ungemach, 
doch kein Verderben erdrückte ſie. Als volljährig erklärt, führte 
Anna Amalia die Regentſchaft bis zum Jahre 1775, wo ihr 
Sohn Karl Auguſt, dem nach dem Tode des Vaters noch ein 
Bruder Konflantin geboren worden war, die Regierung des 
Landes übernahm. Schwer war während der Regentſchaft der 
Herzogin Mutter das Land heimgeſucht worden, nicht allein die 
Leiden des ſiebenjährigen Krieges, von denen namentlich eine 
Hungersnoth großes Elend ins Land brachte, ſondern namentlich 
auch die Folgen einer früheren ſchlechten Landesverwaltung, die 
ſich a bemerklich machten, mußten getragen und überwunden 
werden. 


Keines wegs, wie fie ſelbſt bekennt, zur Regentin erzogen, 
nahm ſie doch, angeeifert durch den Ruhm und Glanz des Braun⸗ 
ſchweigiſchen Hauſes, ihre Kraft zuſammen, um ihre Stellung 
ausfüllen zu können. Neben ihrem Stolz und ihrer Eitelkeit 
ließ ſie ſich namentlich auch durch den Rath ihres Vaters leiten 
und leiſtete fo Außerordentliches, namentlich gegen das Ende 
ihrer Regentenzeit, als der Weimariſche Schloßbrand dem Lande 
neue Kämpfe und Sorgen um die Exiſtenz brachte, die nur durch 
Einſchränkungen aller Art in Hof und Landesverwaltung über⸗ 
wunden werden konnten. Ihre Regentſchaft, berichtet wiederum 
Göthe, brachte dem Lande mannigfaltiges Glück, jedes Unglück 
gab Anlaß zu Verbeſſerungen. Wer dazu fähig war, nahm fie 
an. Gerechtigkeit, Staatswirthſchaft, Polizei befeſtigten, ent⸗ 
wickelten, beſtätigten ſich. Ein ganz anderer Geiſt war über 
Hof und Stadt gekommen. Bedeutend: Fremde von Stande, 
Gelehrte, Künſtler wirkten beſuchend oder bleibend. Der Ge⸗ 
brauch einer großen Bibliothek wurde freigegeben, ein gutes 
Theater unterhalten und die neue Generation zur Ausbildung 
des Geiſtes veranlaßt. Man unterſuchte den Zuſtand der Aka⸗ 
demie Jena. Der Fürſtin Freigebigkeit machte die vorgeſchla⸗ 
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bardt, aus feiner Stellung zu verdrängen und ſich an feine Stelle zu 
ſetzen. Nach jetzt aus Limu eingetroffenen Briefen hat Toeppen ih 
allerdings im September in dieſem Sinne bemüht; er; hat ziemlich 
hohe Geldſummen an die einflußreichen Suaheli veitheilt und den Sultan 
Fumu Bakari zum Miderfiande gegen die Engländer aufge» 
reizt. Die britiſch⸗oſtafrikaniſche Geſellſchaft hatte nämlich mit den 
Sultan verabredet, der Letztere ſolle den Belondſons⸗Kanal zwiſchen 
OR und Tana freigeben, die Zölle aufheben und feine Soldaten weg⸗ 
nehmen. Auf Zoepnens Veranlaſſung weigert ih abe: der Sultan, 
der bezüglichen Aufforderung von britiſcher Seite nachzukommen und, 
als man ihm Gewalt androhte, erwiderte er, er fürchte einen Krieg mit 
den Briten nicht. Dagegen redete Cl. Denhardt dem Sultan zu, dem 
Verlangen der Briten nachzukommen. Der Streit hierüber war bei 
Abgang der letzten Briefe von Ende September noch nicht geſchlichte . 
Sultan Fumu Bakari hatte einen Boten zum deutſchen Konſul nach 
Zanzibar geſandt. 

— Der Magiſtrat zu Breslau läßt ſich in anerkennenswerther 
Weiſe die Fortbildung der ſtädtiſchen Elementarlehrer ans 
geleaen fein, was umſomehr einer Beachtung werth iſt, als es ber 
anntlich nicht an Stimmen fehlt, welche einer Zurückſchraudung der 
Lehrerbildungsziele das Wort reden. Der Breslauer Magiſtrat hat 
nämlich mit verſchiedenen Fachgelehrten Unterhandlungen dehufs Ab⸗ 
baltung von Vorleſungen angelnüpft, durch welche den theilnehmenden 
Lehrern keinerlei Koſten erwachſen ſollen. Dieſe Fortdildungskurſe 
werden bereits am 30. d. M. von dem Univerfitätsprofefior Dr. Bruno 
Erdmann über folgende Themen eröffnet: 1) Der gegenwärtige Stand 
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uchologie; : ychologiſche Erörterungen pädagogiſcher Fragen. 
Die Vorleſungen finden allwöchentlich ftatt. A n 

— Breslau, 21. Oktober. Die Polizei löſte geſtern eine ſozial⸗ 
demokratiſche Verſammlung, in welcher Tutzauer aus Berlin ſprechen 
follte, und eine zweite Verſammlung, die eigentlich vom Ffachverein der 
Drechsler ausging, auf, als Sozialdemokraten das Wort nahmen. Eine 
für nächſten Sonntag ausgeſchriedene Zuſammenkunft der Sozialdemo⸗ 
kraten aus der ganzen Provinz, in welcher die Nominirung der Reichs⸗ 
tagskandidaten erfolgen ſollte, iſt von vornherein verboten worden. 
Hier macht Bruno Geiſer, der Schwiegerſohn Liebknechts, große 
Anſtrengungen, die Stellung, aus welcher ihn die radikalen Elemente 
verdrängt haden, wieder zu gewinnen. Nachdem er dem aus Berlin 
gekommenen Kunert in der Redaktion der „Schleſ. Nachr.“ hat weichen 
müſſen, giebt er ein eigenes ſozial demokratiſches Blatt unter dem Titel 
„Die Wahrheit“ heraus und ſucht durch Ueberredung die Abonnenten 
des älteren Blattes an ſich zu ziehen. Gegen den Delegirten zum 
Pariſer Kongreß, Former Shüg, ſchwedt eine Unterfuhung wegen 
Aufreizung zum Kiaſſenhaß (8 130 St.⸗G.⸗B.) 

— Dresden, 20. Oktdr. Herr Manfred Wittich, Schriftſteller, 
erſucht die „Frankf. Ztg.“ um die Aufnahme nachſtehender Erklarung; 
„Gelegentlich einer Vortragsreiſe in Thüringen wurde mir in Weimar 
ein Vortrag über Goethe unmöglich gemacht, weil der Vorſtand 
des veranſtaltenden Vereins Sozialdemokrat und ich ein ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Aaitator fein ſoll. Die Beſchwerdeführung war erfolglos! 
Anderwärts hade ich den gleichen Vol trag undeanſtandet gehalten; in 
Weimar, das ſich des Mangels eines Vereinsgeſetzes erfreut, wurde 
auf die Vermuthung hin, was ich ſprechen könnte, meiner Anſicht nach 
ein Angriff auf die allgemeine Rede⸗ und Lehrfreiheit gemacht. IH 

in Schriftſteller und Prioatlehrer und ſuche die Ergebniſſe meiner 
Studien auf dem Gebiete der Kunſt und Wiſſenſchaft ſchriſtlich und 
mündlich möglich weiten Kreiſen mitzutheilen; dabei hade ih das 
ernſteſte Beſtreden. Wahrheit zu verbreiten. Das betrachte ich eden 
als meinen Beruf! Mein Einiveten für die Beſtrebungen der Arbeiter, 
ihre materielle Lage zu verbeſſern und ihre ſtaats bürgerlichen Rechte 
zu wahren, halte ich bei den dermaligen Zuſtänden für eine allge 
meine Pflicht, deren Erfüllung man meines Erachtens nicht unter 
das Geſetz vom 21. Oktober 1878 ſtellen kann. Man ſiegt aber, was 
aus jenem Geſetz allmählig geworden iſt! Darauf das Publikum 
aufmerkſam zu machen, iſt der Zweck meiner Erklärung.“ 

— München, 21. Oktober. Der Geſetz⸗Entwurf über den 
Malz⸗Aufſchlag wurde in dem betreffenden Ausſchuß des Ab⸗ 
geordnetenhauſes zu Ende berathen. Die Regierung forderte die pr iNs 
jipielle endgültige Feſtſtellung des auf 6 M. erhöhten 
Aufſchlages, unter gleichzeitiger Ermäßigung dieſes Satzes für die 
mittleren und kleineren und unter einem Zuſchlage von 25, 
bez. 50 Pf. für die großen Brauereien. Der hierdurch dem Budget 
erwachſende Ausfall wird auf zwei Millionen Mark derechnet. Im 
Ausſchuſſe ſprachen mehrere Redner beider Parteien für die von dem 
FJinanzminiſter als zum Zuſtandekommen des Geſetzes unbedingt nöthige 
Stadiliſirung, ebenjo für die den kleinen und mittleren Brauereien zus 
gedachten Begunſtigungen; dagegen wurde die Erhöhung des Zuſchla ges 
für die Großbrauereien branſtandet. Ausſchlaggebend für dieſe Bean, 
ſtandung waren für die Redner im Ausſchuſſe dle reichsgeſetzliche Be⸗ 
laſtung des Brauereibetriebes, die Preiserhöhung und die Gefahr einer 
Verringerung, bez. Vertheuerung des Exports; nicht minder die Gefahr 
eines Rückſchlages davon auf die durch vermehrte Konkurrenz bedrohten 


genen Einrichtungen möglich, und ſo wurde dieſe Anſtalt bes 
feſtigt und weiterer Verbeſſerung fähig gemacht. 

Ihren Söhnen war ſie eine treffliche Mutter auch dann 
noch, als Karl Auguſt die Regierung übernommen und ſie ſich 
nun in das Privatleben zurückgezogen hatte. Wenn auch die 
ihr zur Verfügung ſtehenden Mittel keive übergroßen waren, jo 
verſtand fie mit denſelben doch viel Gates zu wirken, und jo zu 
jener Glanzperlode Weimars, die mit dem Einzug Goethes bort 
begann, auch das Ihrige beizutragen. Kunſt und Wiſſenſchaft 
fanden bei ihr ſtets lebhaftes Intereſſe, in Gemeinſchaft mit 
Goethe wirkte ſie, wie oben ſchon kurz erwähnt, namentlich auch 
für die Hebung des Theaters, indem ſie nicht allein für eine 
beſſere Ausbildung der Schauspieler wirkte, ſon dern dieſe auch 
durch die geſteigerten Anforderungen, die fie an ihre Kunſt 
ſtellte, u immer elfrigerem Streben anregte. Namentlich die 
Aufführungen in Ettersburg und Tiefurt waren ihr Werk, und 
ebenſo bot ſie alles auf, um die Kunſtwerke, die bei dem Schloß⸗ 
brand zu Grunde gegangen waren, wieder herbei zu ſchaffen. 
Sie gefiel ſich im Umgang geiſtreicher Perſonen, und freute ſich 

erhälniſſe dieſer Art anzukaüpfen, zu erhalten und möglich zu 
machen; ja es iſt kein bedeutender Name von Weimar aus⸗ 
gegangen, der nicht in ihrem Kreiſe früher oder fpäter ge 
wirkt hatte. 

Anna Amalia iſt namentlich auch in erſter Linie als 
Schöpferin des weimariſchen Muſeums zu bezeichnen. Namentlich 
auch war es die Muſik, in welcher ſie ſowohl theoretiſch als 
auch praktiſch tüchtig geſchult war. Selbſt Komponiſtin, förderte 
fie alle mufikaliſchen Bestrebungen mit Eifer, indem fie nament⸗ 
lich auch tüchtige Muſiker ausbilden ließ. Sie war der anregende 
und Leben weckende Mittelpunkt aller Kteiſe, in denen fie ver⸗ 
kehrte. Ihre Sprachſtudien, die nicht allein das Engliſche, 
Franzöſiſche und Italieniſche, ſondern namentlich auch das 
Lateiniſche und Griechiſche umfaßten, betrieb ſie mit großer 
Aus dauer und einem ſeltenen Erfolge. Die Gefahr der Ober⸗ 
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Heireren Betriebe. Auch ſeien Die Großbrauereien zum größten Theile 
in den Händen der Aktien⸗ Unternehmungen, welchen durch hohe Löhne, 
ie Steigerung der Kohlenpreiſe, ſowie für erhedliche Auslagen an 
Verſicherungen u. a. große Belaſtung erwüchſe. Auf Grund dieſer 
Erwägungen. und da andererſeits gegen die Stabiliſirung des Auf⸗ 
ſchlages konſtitutionelle Bedenken nicht beſtehen und bei einer weniger 
günfligen Finanzlage möglicher Weiſe die Erhöhung auf Widerſpruch 
den könnte, dürfte, wie aus Abgeordnctenkreiſen verlautet, eine 
gung in der Frage erzielt werden. 


Großbritannien und Irland. 

London, 21. Oktober. Die E in London 
veranlaßte geſtern verſchiedene Kundgebungen. In Deptford ver⸗ 
ſammelten ſich die Angeſtellten des dortigen internationalen Viehmarktes 
und proteſtirten gegen die vom Ackerbauminiſterium verfügte Aufrecht⸗ 
haltung des Verbots gegen die Landung lebenden Viehs aus Schles⸗ 
l Eine in Deptford abgehaltene Verſammlung von Haus⸗ 
anftreichern und Dekorateuren proteſtirte gegen die Verwendung bele 
"cher Arbeiter in einem londoner Theater. Der Ausſtand und die 
beitöfperre in Silvertown gab zu einer Arbeiterkund gebung im 
Miftoria⸗Park Veranlaſſung. An den Eingangspforten zum Batterſea⸗ 
Park fand geſtern Nachmittag eine Maſſenverſammlung von ca. 2000 
Arbeitern, meiſt Eiſenbahnangeſtellten, zwecks Unterſtützung des neuen 
allgemeinen Eiſendahnarbeiter⸗Vereins ſtatt. Dieſer Verein erſtrebt 
1) kürzere Ardeitszeit; 2) deſſere Beſoldung und 3) deſſere Bedingun⸗ 
gen im Allgemeinen. H. B. Rogers präfidirte. Der bekannte John 
Burns beantragte eine Reſolution, erklärend, daß zur Erlangung der 
obengenannten Ziele die Zeit gekommen ſei, daß die Eiſenbahnarbeiter 
ſich organiſtren und die Verſammlung ſich verpflichte, dem neuen Ge ⸗ 
werkvereine beiguireten. Jedes Gewerk ſollte einen Gewerkverein 
haben, und dann lönnten alle jo geſchaffenen Vereine ſich föderiren 
und einen Verwaltungsrath e. nennen, der danach ſehen würde, wie die 
Inſereſſen der Gewerkvereinler als ſolche am beiten zu ſchützen und 
dauernd zu verbeſſern ſeien. Die Eiſenbabhnangeſtellten Englands 
zählen 360000 und die „Amalgamirte Geſellſchaft van Bahn⸗ 
angeitell’en” habe nur 13 000 Mitglieder, aber eine Bilanz zu ihren 
Gunſten von 80 000 Eſtri. Die Beiträge ſeien zu hoch und die Ge⸗ 
ſellſchaft ſei nur eine Kranken⸗ und Sterbekaſſe. Die Arbeitszeit müſſe 
auf 54 Stunden die Woche ermäßigt, der Lohn um 3 sh. die Woche 
erhöht werden und die Arbeiter ſollten eben fo viel Ferien wie die 
böberen Beamten haben. Sie verlangen auch gleiche Zahlung für 
Ueberzeit. Wenn der Verein nur 40 000 Mann Nad würde ein 
Ultimatum deſſelben ſofort die Geſellſchaften zum Nachgeben bringen. 

Die Reſolution wurde einſtimmig angenommen. Im Hyde⸗ 
fand geſtern Nachmittag eine Perſammlung ftalt, die von 
dem Arbeiter⸗Verein der deim Poſtamte Angeſtellten einberufen 
war. Der geringe Lohn der 5 Sortirer u. ſ. w. wurde von 
den Rednern ſcharf getadelt und die Leute wurden aufgefordert, dem 
Vereine beizutreten, als das einzige Mittel, ſich beſſeren Lohn zu ver⸗ 
ſchaffen. Die erſte Nummer eines neuen Blattes, „Poſtmans Gazette“ 
enannt, wurde zum Verkauf ausgeboten und eine Sammlung zu 
unſten des Fonds für die Bewegung veranſtaltet. In der Silks⸗ 
worth⸗Kohlengrube des Matquid von Londonderry, in der Nähe von 
Sunderland, haben Sonnabend Nachmittag ſämmtliche Bergleute und 
Knaben, deren Zahl 2000 beträgt, die in der Grube beſchäftigt waren. 
die Arbeit eingeſtellt. Ihre Forderung kürzerer Arbeitszeit ward ab⸗ 
gelehnt und das Anerbieten des Beſitzers, die Frage dem Schieds⸗ 
ſpruche des Lord Herſchell zu unterbreiten, hatten die Arbeiter abge⸗ 
lehnt. Sollte der Streii u Tage andauern, jo werden ca. 1000 
ung die außerhald der Grube beſchäftigt find, ebenfalls ohne 
rbeit ſein. 


Parlamentariſche Nachrichten. 

— Die deutſch⸗kon ſervative Fraktion des Reichstages hat 
wie die „Konſ. Korr.“ mittheilt) einen Antrag auf Einführung des 

efähigungs⸗Nachweiſes beim Handwerk und zwar in der⸗ 
felben Geſtalt, wie in der vorigen S. ſſion, eingebracht. 

— Das „Berl. Tagebl.“ ſchreibte Die Mittheilung der „Berl. 
Neueſt. Nachr.“, wonach der Ober⸗Bürgermeiſter von Berlin, Dr. 
v. Forckenbeck, mit Rückſicht darauf, daß die Erneuerung feiner 
Amtsperiode als Ober⸗Bürgermeiſter von Berlin bevorſteht, ein Man⸗ 
dat zum Reichstage nicht wieder annehmen werde, beruht, wie 
uns von kompetenter Seite mitgetheilt wird, auf purer Erfindung. 


en, 


R. Sitzung der Stadtverordneten. 
Poſen, den 23. Oktober. 

Anweſend find die Stadtverordieten: Bach, Bentmann, Brodnitz, 
Czapski. Fontane, Förſter, Friedländer, Dr. Hirſchberg, Jäckel, 
Dr. Jarnatowski, Jerzykiewicz, Kantorowicz. Kirſten, Dr. Lands⸗ 
berger, Lißner, Leitgeber, Manheimer, Müller Nötel, Orgler, Prausnitz, 
Roſenfeld, Schönlank, Dr. Villnow, Victor, Wegner, Wollburg und 
Ziegler. 5 1 5 
flächlichkeit, die ſo leicht einer zerſplitterten Thätigkeit zu eigen 
iſt, war ſie vollſtändig fern geblieben; nicht allein Ueberſetzerin, 
ſondern auch Dichterin in einigen fremden Sprachen, die ſie 
mit großem Fleiß betrieb, hatte ſie namentlich ſich auch daran 
gewöhnt, durch ſchriſtliche Arbeiten ſich und anderen Rechen⸗ 
ſchaft über dieſe ihre wiſſenſchaſtlichen Studien, ſowie über ihre 
ganze geiſtige Ausbildung zu geben. Daß ſie, die Nichte 
Friedrich des Großen, ihrer eigenen Mutterſprache nie voll⸗ 
ſtändig mächtig wurde, daran trug nicht ſie, ſondern die Zeit, 
in der fie lebte, Schuld, und ebenſo entipragen ihre Leiſtungen 
im Zeichnen und Malen nicht den Erwartungen, die ſie ſelbſt 
von dieſer Beſchäftigung hegte. Gründlich bereitete ſie ſich auf 
eine Reife nach Italten vor, die fie im Jahre 1787 antrat. 
Beinahe zwei Jahre blieb fie in dem Lande, für welches fie 

ſich nicht nur aus den Schilderungen eines Goethe und Herder 
begeiſtert hatte, zu dem ſie auch ihre Liebe zur Kunſt und 
Natur mächtig hinzog. 

Einen reichen Gewinn brachte ſie aus dem herrlichen Lande 
mit, und freudig und gern theilte fie von demſelben aus. Mit 
den Worten: 

„Sagt, wem geb' ich dies Büchlein? — Der Fürſtin, 

die mir's gegeben, 

Die mir Italien jetzt noch in Germanien ſchafft“ 
widmete Goethe der Herzogin dankbar ſeine venetianiſchen Epi⸗ 
gramme. 

Und wie ſie Unzähligen ihrer Zeitgenoſſen Anregung, Auf⸗ 
munterung, Förderung zu Theil werden ließ, fo zeigt heute 
noch die Umgebung von Weimar, in Tiefurt, Ettersburg, Bel⸗ 
vedere die künſtleriſchen Beſtrebungen ber hochſinnigen Fürſtin. 
Eine Fürſtin nicht allein ihrem inneren Weſen, ſondern auch 
ihrer äußeren Erſcheinung nach, wußte ſie allen ihren humanen 
Werken durch Ausübung echter Demuth einen nur um ſo 
größeren Werth zu geben. Die Mitlebenden vergötterten fie, 
der Nachwelt mag fie als das Bild einer Frau erſcheinen, die 


e 


Falle ſchon jedes Vere 


in aller Wahrheit ein fürhlices Leben gelebt. Hatte fie, fo ſchil⸗ 


Am Magaiſtratstiſche haben Platz genommen: Bürgermeiſter Kal⸗ 
kowski, Siadtbaurath Grüder und die Stadträthe Kantorowicz, 
Dr. Loppe, Schweiger und Rump. 

Den Vorſitz führt Juſtizrath Orgler. 

Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, theilt der Vorfigende 
mit, daß ſich für die Stadt Poſen die Koſten der Ueberſchwemmung 
bis Ende September auf 36 549 M. beliefen. 

Alsdann berichtet Stadtverordneter Manheimer üder die Er⸗ 
höhung der Subvention für den zoologiſchen Garten. Eine 
von mehreren hundert Bürgern deſuchte General⸗Verſammlung des 
Vereins „Zoologiſcher Garten“ habe den Vorſtand und den Direktor 
des Vereins erſucht, an die ſtädtiſche Verwaltung mit der Bitte heran⸗ 
zutreten, dem Vereine, beziehentlich dem gleichnamigen Inſtitute freies 
Waſſer bis zur Höhe von 20,000 cbm jährlich zu gewähren. Dem⸗ 
zufolge habe die Verſammlung in einer früheren fade h beſchloſſen, 
daß die erbetene höhere Subvention ſchon für das laufende Verwaltungs⸗ 
jahr, alſo für die Zeit vom 1. April d. J. bis zum 1. April k. J. ge⸗ 
währt werden ſolle. Der Magiſtrat habe ſich im Prinzip für den 
er erklärt, andererſeits aber auch die Erwartung ausgeſprochen, 
daß die Verſammlung nicht bloß die Subvention bezw. das Waſſer 
gewähren, ſondern auch dem Antrage des Magiſtrats, größere Summen 
für die Verſchönerung dex Alleen und Promenaden F e yi als 
bisher, zuſtimmen wolle. Jetzt ſcheine deim Magiſtrat wohl die Meinung 
obzuwalten, daß die Stadtverordneten⸗Verſammlung die für die Zwecke 
der Verſchönerung erforderlichen Mittel dewilligen werde, und habe er 
daher den vorliegenden Antrag geſtellt. Er wolle bei dieſer Gelegen⸗ 
beit nicht unterlaſſen hervorzuheben, daß der Zoologiſche Garten in 
— jetzigen Geſtalt Gutes leiſte, daß er einen der beſuchteſten Er⸗ 

olungsorte bilde und daher wohl der Unterſtützung würdig ſei. Es 
werde daher beantragt, die bisherige Subvention der Stadt von 750 
auf 2500 M. zu erhöhen. Dem Antrage des Vereins auf freies Waſſer 
könne ſchon um degwillen nicht gut Folge gegeben werden, weil die 
Berechnung einige Schwierigkeiten dereiten würde. Er hoffe, daß die 
Verſammlung auch beute gemäß dem Antrage des Magiſtrats und in 
Anbetracht der früheren Beſchlüſſe die geforderte Summe de⸗ 
willigen werde. Stadtverordneter Prausnitz führt aus, daß der 


von Stadtverordneten an Berathungen und Beſchlußfaſſungen Über 
Angelegenheiten, an denen fie ein Intereſſe hätten, für unzuläſſig erklärt 
haben, und daß eine ſolche Theilnahme auch der Städteordnung zu⸗ 
wider ſei. In dieſer Lage befinde ſich nun Herr Jäckel als Direktor 
des zu ſubventionirenden Inſtituts und ebenio diejenigen Stadtver⸗ 
ordneten, welche Mitgli der des Vereins „Zoologiſcher Garten“ ſeien. 
Es liege hier entſchieden ein in der Städteordnung vorgeſehener Wider⸗ 
ſtreit der Intereſſen vor, und genüge es nicht, daß die Betbeiligten 
ſich der Debatte enthielten, ſte müßten nach feiner Auffaſſung auch den 
Saal verlaſſen. Stadtv. Fontane iſt der Meinung, daß der vom 
Vorredner angezogene 8 der Städteordnung bier nicht angewendet 
werden könne, da es ſich in dieſem Falle weder um Rechte noch um 
Verpflich ungen der Stadtgemeinde handele. Stadto. Brodnitz be 
bauptet dem gegenüber, der § ſei richtig angewendet, indem durch dieſe 
Genehmigung der Stadt doch Laſten auferlegt würden. Ferner ſei 
wohl ein Gegenſatz der Intereſſen zwiſchen den Mitgliedern des Ver⸗ 
eins und der Stadtgemeinde inſoſern vorhanden, als die Stadtver⸗ 
ordneten, welche Vereinsmitglieder ſeien, unter allen Umſtänden für 
die Bewilllgung ſtimmen würden. Er müſſe daher feine Meinung 
dahin ausſprechen, daß auch die Vereinsmitglieder ſich der Abſtimmung 
zu enthalten hätten. Stadtv. Nötel führt aus: die Bewilligung der 
Subvention bilde ebenſo gut ein Jatereſſe der Stadt wie der Mit⸗ 
glieder des zoologiſchen Gartens; beiden liege eden daran, das Inſtitut 
zu erhalten und zu fördern. Ein Widerſtreit der Intereſſen ſcheine 
ihm daher nicht vorhanden zu ſein. Dann aber wolle er auch daran 
erinnern, daß kü⸗zlich bei dem Verkauf eines ſtädtiſchen Grundſtücks an 
eine bieftge Korporation Mitglieder der letzteren, welche zugleich Stadt⸗ 
verordnete ſeien, an der Berathung theilgenommen hätten, ohne daß 
von irgend einer Seite Widerſpruch erhoben worden jet. In ähnlichem 
Sinne ſpricht ſich auch der Stadto. Dr. Landsberger aus. Auch 
er vermöge nicht anzuerkennen, daß ein Widerſtreit der Intereſſen vor⸗ 
liege. Die Mitglieder des zoologiſchen Gartens hätten an dieſem In⸗ 
ſtitut nur das eine Intereſſe, das Fortbeſtehen perſönlich nach Möglichkeit 
zu fördern. Ebenſo müſſe auch der Stadt daran liegen, dasſelbe zu 
erhalten und zu fördern und dazu beizutragen, daß ſeine Zukunft ge⸗ 
ſichert bleibe. Es beſtehe demnach durchaus kein Widerſtreit, ſondern 
es ſei ein vollkommen gleichgerichtetes Intereſſe der Betheiligten vor⸗ 
banden. Bürgermeiſter Kalkowski: die Sache liege hier fo, daß 
es ſich um eine Verpflichtung handele, welche die Stadtgemeinde dem 
zoologiihen Garten gegenüber eingehe. Der Begriff „Widerſpruch der 
Intereſſen“ liege vor, wenn ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen werde zwiſchen 
der Stadtgemeinde und einem Dritten, wobei es gleichgiltig ſei, ob 
eine gegenſeitige Verpflichtung vorliege, oder od die Verpflichtung 
nur auf einer Seite ſei. Bei Rechtsgeſchäften liege aber ſtets ein 
Widerſpruch der Intereſſen vor. Ihm fer nicht bekannt, daß der frag⸗ 
liche Paragraph ſo Ne werde, daß dadurch z. B. im vorliegenden 


dert der ihr innig vefreundete Goethe ihre letzte Lebenszeit, manches 
Ungemach tief empfunden, vor Jahren den Verlun zweier tapferen 
Brüder, die auf Heeres zügen ihren Tod fanden, eines Dritten, 
der, ſich far Andere aufopfernd, von den Fluthen verſchlungen 
ward, eines geliebten entfernten Sohnes, ſpäter eines verehrten 
als Gaſt bei ihr einkehrenden Bruders und eines hoffnungs⸗ 
vollen, lieblichen Urenkels, jo hatte fie ſich mit inwohnender 
Kraft immer wieder zu faſſen, und den Lebensfaden wieder zu 
ergreifen gewußt. Aber in biefen letzten Zeiten, da der unbarm⸗ 
herzige Krieg, nach dem er unſer ſo lange geſchont, uns endlich 
und fe ergriff, da fie, um eine herzlich geliebte Jugend aus 
dem wilden Drang zu retten, ihre Wohnung verließ, eingedenk 
jener Stunden, als die Flamme ſie aus ihren Zimmern und 
Sälen verdrängte, nun bei dieſen Gefahren und Beſchwerden 
der Reiſe, bei dem Unglück, das ſich über ein hohes verwandtes, 
über ihr eigenes Haus verbreitete, bei dem Tode des letzten einzig 
gellebten und verehrten Bruders, in dem Augenblick, da ſie alle ihre 
auf den feſteſten Beſitz, auf wohl erworbenen Familienruhm ges 
bauten jugendlichen Hoffnungen, Erwartungen von jener Seite ver 
ſchwinden ſah: da ſcheint ihr Herz nicht länger gehalten, und ihr 
muthiger Geiſt gegen den Andrang irdiſcher Kräfte das Ueber⸗ 
gewicht verloren zu haben. Doch blieb ſie noch immer ſich 
ſelbſt gleich: im Neußeren ruhig, gefällig, anmuthig, theilneh⸗ 
mend und mittheilend, und Niemand aus ihrer Umgebung konnte 
fürchten, ſie ſo geſchwind aufgelöſt zu ſehen. Sie zauderte, ſich 
für krank zu erklären; ihre Krankheit war kein Leiden; fie 
ſchied aus der Geſellſchaft der Ihrigen, wie ſie gelebt hatte. 
Ihr Tod, ihr Verluſt ſollte nur ſchmerzen als nothwendig, 
erg nicht durch zufällige bängliche, angſtwolle Neben 
umſtände. 

Der 10. April 1807 iſt der Todestag der Herzogin Anna 
Zmalia von Sachſen⸗Weimar Eiſenach. Eine jener eblen Frauen, 
die ſegnend ſchon durch ihr Daſein, durch ihr Erſcheinen wirken, 


nsmitglied des zoologiſchen Gartens von der } 


Stadtverordnete Fahle in einer früheren Sitzung die Theilnahme 


Berathung und Abſtimmung ausgeſchloſſen ſei. Unter ſolchen Um⸗ 
Den würde in der Stadtverordneten⸗Verſammlung nur ſelten ein 
zeſchluß zu Stande kommen. Analog dieſem Falle dürften dann auch 
niemals Hausbefitzer an n und Abſtimmungen theilnehmen, 
welche die Hausdeſttzer beträfen. Dieſe Paragraphen können nur da 
Anwendung finden, wo es ſich um ein beſtimmtes individuelles Inter⸗ 
eſſe handele, welches das Vermögen des Einzelnen betreffe. Anders 
liege die Sache mit Herrn Jaeckel; dieſer ſei eingetragener Eigen⸗ 
thümer des zoologiſchen Gartens und da dürfte das Abſtimmungsrecht 
defjelben wohl zweifelhaft ſein. Stadtv. Roſenfeld: Es ſel nicht 
richtig, die einfache Mitgliedſchaft in einem Vereine jo auszulegen, daß 
der Stadtverordnete dadurch in der Ausübung ſeiner Rechte beein⸗ 
trächtigt werde; der Verein habe auch keine Korporationsrechte und 
daber hätten ſeine Mitglieder über den Jahresbeitrag hinaus auch 
keinerlei Verpflichtungen. Stadtv. Jaeckel verläßt bierauf den Saal. 
In der weiteren Debatte wendet ſich der Stadto. Brodnitz ent⸗ 
ſchieden gegen die Vorlage, weil dieſelbe die Leiſtungsfähigkeit der 
Kommune ganz erheblich in Anſpruch nehme. Hätte das Inſtitut den 
alleinigen Zweck, der wiſſenſchaftlichen Belehrung zu dienen, dann 
Hände nichts entgegen, Demfelben eine höhere Subvention zu gewähren. 
Da dafſelde aber zugleich as Vergnügungs⸗Etabliſſem benutzt 
werde und außerdem einen Gegenſtand für Häuſerſpekulationen bilde, 
fo lönne er für die Erhöhung nicht eintreten. Und wenn man ſich 
ſchließlich auch dafür erwärmen wollte, daß das Etadliſſement die 
Subvention verdiene, jo müſſe doch Alles ſeine Grenzen haben. Man 
babe dem „Zoologiſchen Garten“ die Verzinſung und Amortiſatien 
der Koſten für die dort hinausgelegten Waſſerrohre erlaſſen, man hade 
die Gasdeleuchtung des Gartens auf Gemeindeloſten anlegen laſſen; 
das ſei doch gewiß genug. Man müfle doch auch an die Konſequenzen 
eines ſolchen l ſowie an die Aeußerungen des Herrn Ober⸗ 
Bürgermeiſters bezüglich der Verſchönerung der Promenaden und An⸗ 
lagen denken. tadtv. Roſenfeld: ür ihn ſtehe in dieſer 
Angelegenheit das eine feſt. Der Intereſſentenkreis ſei für dieſe 
Vorlage doch nur ein degrenzter, während für die Aufgaben der Ver⸗ 
ſchönerungs⸗Kommiſſton das Geſammtintereſſe in Frage komme. Ferner 
ei auch er der Meinung, daß in der That für den Zoologiſchen Garten 
ereits Manches geſchehen ſei und daß es ihm daher nicht nothwendig 
erſcheine, fich mit der Subventlon jo ſehr zu beeilen. Die Verſchönerungs⸗ 
Kommiſſton aber ſei bis jetzt noch nicht zuſammengetreten und man 
kenne den Umfang dieſes Unternehmens nicht, wiſſe demnach alfo noch 
nicht, in welcher Höhe Mittel zur Verſchönerung der Stadt nothwendig 
fein werden. Und wenn man ſich dann ferner ſage, daß die Ber 
ſchönerungszwecke doch in erſter Linie zu berückficktigen ſeien, fo 
Versen es ſich doch wohl, die Subventionirung zu vertagen, bis bie 
Verſchönerungs⸗Kommiſſion greifbare Beſchlüſſe gefaßt hade. Alsdann 
möge man dieſer Angelegenheit näher treten. Bürgermeiſter Kalkowski: 
Der Magiſtrat ſtehe auf dem Standpunkte, daß er den Zoologiſchen 
Garten als ein gemeinnütziges Inſtſtut betrachten müffe, da er die 
Intereſſen der ganzen Stadt fördere. Der Magiſtrat betrachte ihn nicht 
als ein geſchäftliches Unternehmen, als welches er von einer Seite bes 
zeichnet worden ſei. Daß dieſe Auffaſſung zutreffend ſei, ergebe ſich 
aus der Zahl der tagtäglich binausziehenden Beſucher und der Zahl 
der Schüler, welche dort Anſchauung und Belehrung finden. Ferner 
ſei der Garten ein Inſtitut, das von der Stadt bei öffentlichen Kund⸗ 


Die „Freie Bühne” in Berlin, ein Verein, deſſen Tendenz 
es iſt. Dramen, die anderwärts aus innern oder äußern Gründen nicht 
zur Aufführung gelangen können, vor dem engern Kreiſe ſeiner Mit⸗ 
glieder über die Bühne ſchreiten zu laſſen, hat am letzten Sonntag 
ein Drama des jungen Schriftſtellers Gerhard Hauptmann, welches 
den Titel „Vor Sonnenaufgang“ führt, daritellen laffen. Das 
Drama das in gebührender Weiſe von dem befonneneren und känſtle⸗ 
riſch gebildeteren Theile der Mitglieder jenes Vereins abgelehnt, d. h. 
derbe ausgeziſcht worden tft, kennzeichnet durch Form und Inhalt vor⸗ 
trefflich den Geiſt und die Tendenz des Vereins „Freie Bühne“ und 
iſt ein würdiger Nachfolger von Ibſens „Geſpenſtern“. Wie dieſes 
die „erbliche Gehirnerweichung“ zum Vorwurf hat, iſt „Vor 
Sonnenaufgang“ eine dramatiſche Verherrlichung des erdlichen 
Säuferwahnſinns. Es wäre wirklich an der Zeit, daß gegen der⸗ 
artige Ausſchreitungen des „jüngſten Deutſchland“ energiſch eingeſchritten 
würde, und daß man dieſe Herren mit ganz kräftigen Ruthenſtreichen 
aus dem Tempel der Kunſt beraustriebe. Wer an ſolchem Schmutz 
und an ſolcher Gemeinheit, wie ſie die „neue Richtung“ uns als die 
„einzig wahre Kunſt“ pinſtellen will, Freude findet, mag dies auf 
eigene Rechnung und Gefahr taun; er erlaube aber auch gütigft, daß 
alle die, welche es mit der Kunſt ernſt meinen und die nicht der An⸗ 
ſicht find, daß ſich die „Wahrgeit der Poeſie“ nur in Zügellofigkeit und 
in der Freude am Schmutz au erkennen giebt, ihrer entgegengeſetzten 
Meinung energiſch Ausdruck verleiten und mit rückſichtsloſer 
Schärfe gegen jene Stümper in der Literatur vorgehen, um ihnen nach 
Kräften den grenzenloſen Eigendünkel zu benehmen. 
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bolungsorten, die der Stadt und der Wirgerfcf zum Bedürfniſſe ge⸗ 
worden ſeien und wenn er nur 1 M. geben wolle, ſo geſchehe es 
nicht, um zu knauſern. Geſtern babe er den Etat der 
waltung erhalten, und er könne daraus mittheilen, daß die Provinzial⸗ 
beiträge für das nächſte Etatsjahr um 20 Prozent höher veranſchlagt 
ſeien als im Vorjahre. Ferner habe er in der Kommiſſton für die Ver⸗ 
hütung der Wartheüberſchwemmung erfahren, daß man in dieſer Ange⸗ 
legenheit von der Stadt Opfer verlange, die ſchon ſehr hart an die 
Grenze deſſen ſtreiften, was man von ihr Überhaupt verlangen könne und 
dürfe. Von dieſen Geſtchtspunkten aus beurtheilt, werde man es bes 
greiflich finden, daß er beantragt habe, die Summe etwas niedriger zu 
bemefien. Außerdem wwäre er freilich auch nicht abgeneigt, jährlich etwa 
5 dis 600 Mark für die Sprengung der Straße nach dem Zoologiſchen 
Garten zu bewilligen. Stadtv. Prausnitz tritt noch einmal der mehr⸗ 
ſeitig aus geſprochenen Behauptung entgegen, die Subvention rung des 
Zoo ogiſchen Gartens liege im öffentlichen Intereſſe. In der Stadt 
ſeien noch viele Inſtitute vorhanden, welche ſehr hervorragende F 
tiſche und der Allgemeinheit nützliche 5 verfolgten und konſequenter⸗ 
weiſe ebenfalls zu veriangen hätten, daß man fie ſubventionire. Nach 
—— perſönlichen Bemerkungen wird die Debatte geſchloſſen. In der 
Abſtimmung wird die Magiſtrats vorlage angenommen. 

Mit der Erhöhung des Pferdebeſtandes des ſtädtiſchen 
Marſtalls von 16 auf 17 Pferde und der Bewilligung der für den 
Marſtall erforderlichen Mebrausgabe, worüber Stadtv. Kantorowicz 
berichtet, erklärt ſich die Verſammlun 8 ohne Debatte einverſtanden. 

Einem vom Magiſtrate in der Sitzung der Stadtverordneten vom 
11. September d. J. geſtellten mündlichen Antrage auf Bewilligung 
einer Unterſtützung für die Wittwe eines verſtorbenen Maaiſtrats⸗ 
Buchhalters ertheilt die NT ä u Zuſtimmung. 

Es folgt der Bericht des Stadtv. Roſenfeld über die Ent⸗ 
laftung der Rechnung für die Bürgerſchule pro 1887/88. 
An Schulgeld iſt die Summe von 12550 M. mehr eingekommen, 
außerdem find bei ſämmtlichen Titeln mit Ausnahme des Titels 1 
Erſparniſſe gemacht worden. Der Zuſchuß aus der Kämmereikaſſe ber 
trägt demgemäß nicht 24 393,75 Mark, wie der Etat nachweiſt, ſondern 
nur 21 267 M., jo daß eine Minderausgade von 3126 Mark zu ver⸗ 
ge iſt. Der Etat balanzirt mit 51889 M. Die Entlaftung der 

echnung wird gewährt. 

Es folgt die Entlaflung der Rechnung für die Mittelſchule 
»ro 1887/88, über welche 3280 N. meh . Roſenfeld berichtet. 
An Schulgeld haben ſich 3289 M. mehr und bei den . 
Ausgaben 109 Mark weniger ergeben. Der Zuſchuß aus der Käm⸗ 
mereikaſſe deträgt 36 322 Mark anſtatt der in den Etat eingeſtellten 
Summe von 39 705 M. Auch dieſe Rechnung wird entlaſtet. 

re berichtet Stadtv. Kantorowicz über die Entlaftung 
der Rechnung der Abfuhr⸗Verwaltung für die Zeit vom 
16. November 1886 bis zum 31. März 1888. Es ſeien bei den 
Einnahmen Tit. I, Poſ. 1 für verkaufte Fatallen weniger eingangen: 
a) von der Abfubsgefelfaft 18 420 M., von anderen Abnehmern gar 
nichts, alſo ein Ausfall von 26800 M., in Summe ca. 45 (000 M. 
Sodann von den Hausbeſitzern 30 600 M. weniger, dagegen für die 
Entfernung des nicht abſaugbaren Bodenſatzes 4660 M. mehr, ſo daß 
ein Geſammtausfall der Einnahmen von 71 500 Mark ſich ergebe. Bei 
den Ausgaben ſeien für das Arbeiterperfonal, welches den Bodenſatz 
der Gruben entfernt habe, 5056 M. ausgegeben worden, ſo daß die 
ice eingenommene Summe faſt verbraucht worden fei. Bei Tit. II, 
Poſ. 2, Fuhrlohn der Tonnenwagen, find 22 560 M. weniger erfor⸗ 
derlich geweſen, zur Heizung der Maſchinen 1742 M. weniger, zum 
Waſſerbedarf 220 M. weniger, an anderen Materialien 2166 M. weni⸗ 
er, zum Unterhalte der een 1927 M. weniger, zur Unter⸗ 
altung der Anlagen und Geräthe 1597 M. weniger. Bei den meiſten 
Titeln find überhaupt 8 Erſparniſſe gemacht worden, ſo daß 
der Fehlbetrag ſich auf 36 005 M. berabmindert. Die Einnahmen be⸗ 
trugen 94 987 M., die Ausgaben 130 992 M. Als Reſultat ergiebt fich, 
daß ca. 20 000 Kubikmeter Ae ca. 130 000 M. Fortſchaffungslohn 
8 haben, ae 1 Kubikmeter oh M. und nach Abzug der 

mortifationen 4 M Rechnung w 5 . entlaſtet. 
Schluß der Eivuns um 8 Uhr Abends 


FT .uohales 


Poſen, 24. Oktober. 


* Handelskammerſitzung. Heute Nachmittag 4 Uhr findet eine 
öffentliche Sitzung der Handelskammer ſtatt. Auf der Tagesordnung 
eht u. A. eine Beſprechung der in letzter Zeit wieder angeregten 
. 

Aus dem Polizeiberichte. Verhaftet wurden 2 Bettler 
und das Dienſtmädchen Katharina L. wegen Wäſche⸗Diebſtahls. 
Diebſtähle. Geſtohlen wurde einem Heren vor dem Billetſchalter 
im polniſchen Theater eine filberne Cylinderuhr nebit goldener Kette; 
vom . 8 are Zink mit der 3 Firma Kuni⸗ 

ndenhütte N in Jerſitz eine Klarinette; einem Mädchen aus 
Bberſcheten wu . heute Morgen im 3 4. Kl. des Bergen 
Zentralbahnhofes aus dem Portemonnaie 4 Mark geſtohlen. 
Dieb hatte mit Hinterlaſſung 13300 W 5 N die Klucht N 
— Zugelaufen: eine braune J ündin in = Gerberſtr. Nr. 13; 
ein grauer Stubenhund in at ſtr. Nr. 5. Gefunden: Eine 
Sac mit Jaht, ein Tuch mit ca. 1 Kilogr. Butter und 2 Kg. 
Fleiſch. Verloren: ein Ei m Korallen Armband; ein Fächer aus 

auen Federn. Zwecks Reparatur der Gasleitung wird die 

äckerſtraße vor dem Wauſe Nr. 17 aufgegraben; vor dem Hauſe Petri⸗ 
platz Nr. 2 wird das Trottoir aufgenommen dehufs Legung von Waſſer⸗ 
leitungs röhren. 

Waſſerſtaud der Warthe. Telegramm aus Po 


gorzeli ce vom 24. Oktober er. 1,82 Meter. 


e 


etre 


Handel und Verkehr. 


Berlin, 23. Oktober. Zeutral⸗Markthalle. Amtlicher Bes 
richt der ſtädtiſchen Markthallen⸗ Direktion über den Großhandel in der 
Zentral⸗Marktballe.] Marktlage. Fleiſch. ei ſtarker Zus 
fuhr und wenig veränderten Preiſen . das Geſchäft matt. Wild 
und Geflügel. Geſchäft ſchleppend. e ſehr flau, „ wenig 


— Rebhühner np app. Hafen 8 iſche. Die Zufuhren 
ckten den Bedarf. Mattes Geſchäft zu Mittelpreiſen. Butter und 
Pr e. Geſchäft verlief bei unveränderten Preiſen ſtill. Gemüſe, 


Obſt und Südfrüchte. Wenig verändert. 
Fleiſch. 9 Ia 56—62, IIa 48—54, IIa 34-38, Kald⸗ 
ch Ia 62—66, IIa 48 1 Hammel fleiſch Ia 48-52, IIa 36-45, 
weinefleiſch 60—05 Mk. per 50 Kilo. 
Geräuchertes und algen Fleiſch. gr ger. mit 
Knochen 100-110 M., Speck, ger. 75—80 M. per 50 K 
Wild. 3 per + Kilo 0,35—0,48, Rothwild per 4 Kilo 
28 —0,8, Rehwild Ia. 60905 55, Ila. bis 0,47, Wüdſchweme 0, 28 04 


Hild Aer 1 5500 | 25 330-2,75 Mk., Fafonenhenn 
€ aſan ne 5 aso. en 
x 048 M., Wildenten 1,00--1.40 


1 3 e el 0,1 
. Sean 2 50 M. Waldſchnepfen 9055 705 


660 0 
A., Belafinen 5050 59 0,60 M., Rebhühner, junge 1.00 bis 17 


Mr, alte 0, 75—0,90 Mk. per Stück. 


es Geflü el, lebend. — 8 885 2,30—3,50, Enten 
120.225 Wen 950 3,50, 9.1, 5, do. lunge 0,50 
bis 9 M., 0 


. Blake 50 50 J, 
20—40 M., —— — — 1 e be bas bete vo l. Bede i. bang. . 6 — 97 M., do. mittelgr. 56 M., 


Drus und w p ——ů Du d Tat der Poſduchdracketel don W. Beact u. Tom. N. Nöfcö) in Von. 


Provinzial⸗Ver⸗ 


1 
2 
5 


M. Krebſe, große, p. Schock 5—7 M., mittelgr. 1.75—3,70 M., 

o. kleine 10 Centimeter 0,75 — 1,20 Mk. 

Butter u. Eier. Oſt⸗ u. weſtpr. Ia. 120—122 M., IIa. 114—118, 
1 1 3 und poſenſche Ia. 119,00 120,00, Do. do. IIa. 
8 M., ger. Hofbutter 110—115 M., Lardbutter 85—93 M. 
— 2 dies Hochprima Eier 3,20—3,40 Mark, Pema do. —, per Schock 
netto ahne Rabatt. 

Gemüſe und Früchte. Daderſche N 1.00 — 1.60 M., 
bo. blaue 1,20—1,60 N., do. Roſen⸗ 1.20 — M., do weiße 1.20 — 1.60 
M. Zwiedeln 5.50 M. per 50 ne Mohrrüden, lange per 
50 Liter 1,00 Mark, Gurken Schlangen⸗ große per Schock — Mark. 
Blumenkohl, ver 100 rl 25—30 Mark, Kohlrabi, per Schock 925 
dis 0,60 M., Kopfſalat, inländiſch 100 Kopf 2 M., 5 per = 
8 Kochäpfel 3—5 M., Tafeläpfel. Diverfe Sorten _, 
ver 50 Kilo, Kochbirnen per 50 Liter 8—10 M., Tafeldirnen dio 
10—20 M., Pflaumen, pr. 50 Liter —,.— M., Weintrauben p. 50 Kg. 
> 5140 mit Korb, 10—30 M., ungat. do. 10—40 M., titalieniſche 

o. 35— 

Breslau, 23. Dltober. 1 e 1 ia 
Roggen (per 1000 Kilogr.) ſtill. Gekünd. —,— . per Oktober 
1 Gd., Oktober⸗November 170,00 Br., ieee 169,00 
Br., prior 169,00 Br. 
Hafer (ver 1000 Kar.) Gel. — Ctr., per Oktober 155.00 Gd. 
Oktoder⸗November 155,00 Gd., Novemb.⸗Dezbr. 154,00 Br., April⸗Mai 


158,00 Br. 

Rüböl (per 100 Kilogramm) ſtill. Gel. —— Ctr, per Oktober 
70,00 Br., Oktoder⸗Novemder 66,00 Br., November⸗Dezember 66,00 Br. 

Spiritus (per 100 Liter al 100 Proz) cl. 50 u. 70 Mark 
Beate ze 1 Gek. ktober (50er) 51,00 
Br., (70er) 3 November⸗Dezemder (70er) 29,50 Gd. u. Er. 
April⸗Mai (ber 30, 90 Gd. 

Zink (per 50 Kilogr.) ohne Umſatz. Die Börfenkommiffion. 

Marktpreiſe zu Breslan am 23. Oktober. 


Feſiſetzungen . geringe Wanre 
der ftäntifhen Markt · — Fee | ant 
Deputation. . Pf. t. Pf. A. f. x 
weißer 8,1760 1720116 6016 10 
Weizen, gelder alter pro 18 10 17 80 17 60 17 10 16 50 16 — 
Hongen 100 — 16 80 16 60 | 1630] 16 10 15 99 
Gerſte 16 50 16 — 15 70 15 30 14 50 | 18 — 
Hafer Kilog. 16 — 15 80 15.60 15 4015 20 14 80 
Erbſen 1650 16 — 15 5015 | 1450| 14 — 
Raps, per 100 Kilogramm, 10 0 — 200 Mark. 
Minterrübfen 28.80 — 27,40 — 25,80 M 
F —.———.— nn Dt. 
Dot Mark. 
S5 91,50 — 20,20 — 18, Marl. 


ff 
Kartoffeln (Detallpreife) pro 2 Liter 0,08 — 0,09 — 0,10 Mark. 
» Ausgeſchriebene Submiſſionen. Am 28. Oktober. Brom⸗ 
berg: Eiſendahn⸗Direktion: Wagentbeile. Am 30. Oktober. Schroda: 
Landraths⸗Amt: Brückendau. Am 1. November. Bromberg: Eiſen · 
bahn⸗Direktion: Lokomotiven. Am 3. Dezember. Cronthal: Straf⸗ 
anſtalt.: Bez 


* Hamburg, 22 e . n 
Härte flau. Primawaare 164— 164 M 8 164—16$ 
Kartoffelmehl. 8 161 — 17 ., 


Lieferung 611 
Mk., Superior⸗Stärke 17—18 M., Fr}, 5 

Dextrin weiß und 9 05 zen 27-97 M. — Capillair Syrup 
. B 8 191— 20 M. — Traubenzucker prima weiß A pelt 


** Wien, 23. Oktober. [Ausweis der Beri-Lupmigsoshn 
geſammtes Net) vom 11. bis 20. Oktober 229 532 Fl., 1 nnahme 
8469 Fl., die Einnahmen des alten 2 5 betrugen in derſelben 
Zeit 80 626 Fl., ern en 28 047 Fl. 
* Wien, 23. Okt. Bei den ſowohl in dieſem wie im Vorjahre 
im Betriebe geitandenen 177 
Defterreihtihen Lokal eiſenbahn⸗Geſellſchaft betrugen die pro⸗ 
viſoriſch ermittelten Einnahmen im Monat September d. J. 91767 
l., und in der Zeit vom 1. Januar dis Ende September 1889 
703 598 Fl., während die definitiven Einnahmen in der gleichen 
Periode des Vorjahres 90 631 Fl., dezw. 652 905 Fl. 1 1 haben. 
Die proviſoriſch ermittelten oben nicht inbegriffenen Einnahmen 
der 57 Kilometer langen Lokalbahn Hannsdorf⸗Ziegenhals betru⸗ 
5 in der Zeit vom 1. Januar bis Ende September 1889 133 273 


Kilometer langen Lokaldahnen der 


l., und jene der am 16. Juli eröffneten 64 Kilometer langen Lokal⸗ 
ahnen Herzogenburg⸗Krems und Hadersdorf⸗Sigmundsherberg bis 
Ende September d. J. 28 430 Fl. 


Celegraphiſche Nachrichten. 
Freiburg in Baden, 24. Oktober. Die Liberalen ge⸗ 
wannen den bisherigen Wahlſitz der Ultramontanen. 


München, 24. Dliober. In der Sitzung der Finanz 
ausſchüſſe bezeichnete der Miniſterpräfident, anläßlich der Etats⸗ 
berathung der Zivilliſte, den Krankheitszuſtand des Königs Otto 
als unverändert. Der König iſt nach dem Urtheil der Aerzte 
ſeines Zuſtandes unbewußt. Sein Ausſehen iſt hager, blaß 
und bartlos, die Nahrungsaufnahme unregelmäßig. Die Zei⸗ 
tungsmeldung vom Herabfallen des Plafondluſtres beftätigt ſich, 
indeß iſt der bauliche Zuſtand des Schloſſes nunmehr durchaus 
gut. Die Anregung der Abgeordneten um regelmäßige Ausgabe 
von Bulletins verſprach der Miniſterpräfident dem Prinzregenten 


borzuien: 
ünchen, 24. Oktober. Das hleſige Gemeindekollegium 
beſchloß heute dem Magiſtrat zu empfehlen, bei dem Reichs⸗ 
kanzler um Aufhebung der Viehſperre gegen Oeſterreich nach⸗ 
zuſuchen. 
Konftantinopel, 24. Oktober. Zwei Panzerſchiffe find 
nach den Dardanellen abgegangen, um die Ankunft Kaiſer Wil⸗ 
helms zu erwarten. Auf Befehl des Sultans wird außer den 
kaiſerlichen Yachten „Sultanieh“, Izedin“ und „Stambul“ 
auch ein aus 6 Panzerſchiffen und 2 Fregatten beſtehendes Ge⸗ 
ſchwader demnächſt zu demſelben Zwecke abgehen. 


Marktbericht der © Sanfmännifchen Vereinigung. 
Poſen, den 23. Okto 
Aufgenommen am 23. Oktober 1889. 
eine W. 00 Aale — ord. W. 


Pro 100 
Weizen 8 12 1. TR 33 
Roggen 446 16 10 
Gerſte . 16 » 5 14 „ 70 15 „ — 
en: o 13 „ 80 
n. 5 0 „ — — ü — — 
Ii Berkitonuifien. _ 


i 
rn 


| 


S 
i 


| 


Börſe zu Poſen. 
Poſeu, 24. Oktober. Amtlicher Börſenbericht. 
Spiritus. Zekündigt —.— L. Kündigungs preis (50er) 5040, 
(70er) 30,80. (Loko ahne Faß) (50er) 50,40. (der) 30,80. 
Poſen, 23. Oktober. (Börſenbericht. 
Spiritus —— ‚golo ohne Faß (ö0er) 5 59, 40. oe — 2 


ee eee 
Vorſen Telegramme, 
Berlin, den 24. Br (les. Agentur von Alb. Achtenſtein) . 


. en höher Tepirits feſt 
ovbr.⸗Dezbr. eg mit Abgabe 
— April Mai 1890 192 50.191 — 0 M. loco o. F. 52 69 
kan höher „Nos Dezor. 50 30 
onbr.⸗Vezbr. 166 — 165 — 
„ YorikMai1850168 — 167 25] v. 8 
Nüböl behauptet | 
pr. Nopbr.⸗Dezor. 05 30 65 30 


84 50 183 25 
52 60 
50 20 


„ Novbr. „De 31 — 


zor. 
l⸗Mai 1890 = — 


afer fe 
or. April⸗Mai 1890 155 251154 75 
in Roggen 350 Wſpl. — . — Kündig. in Spiritus 60000 € 


Deutſche 348 Reichsa. 102 601102 60 
Konſolidirte 44 Anl. 106 50106 60 
zur sh 0 601100 70 
andbr. 00 201100 25 

82 Mane 104 3004 50 
Kr: Banknoten 171 30171 10 
fir. Silberrente 73 — 
5 Banknoten 211 601211 15 
Ruff. konſ. Anl. 1871 — -| — - 


Oſtpr. Südb. E. S. A. 95 90] 95 20 Poſ. Provinz. B. A. — 
1 dto. 125 50 125 10] Landwirthſchft. B. A ——.— — 
Mariend. Mlawka dto 65 30 64 89 Poſ. ſ. Sur dr. B. A. — iu — 
Mekl. Franzb. Friedr. 163 70163 75 
Warſch⸗ 199 — 203 10 
Galizier E. St Akt. 82 50) 82 60 Diskonto Kommandlt 35 501235 
Rufſ 40 konſ. Anl. 188) 93 50 93 49 | Königs⸗u. Laurabütte 175 25172 — 
dto. 68 Goldrente 113 60/113 80 m. r. La. A. 125 90/1124 90 
dto. zw. Orient. Anl. 64 900 64 90 ae Steinſalz 51 50 52 — 
räm.⸗Anl. 1866153 —|153 - Schwarzko 5 
Italieniſche 5 93 60 ochumer 
Anl. 1880106 700106 75 
Nach örſe. Staatsbahn 101 60 ei 165 6) Distontonskem. 236 20 
Ruffiſche Noten 211 — (ultimo) 


Stettin, den 24. Difober. Talea. Agentur von Alb, Achtenſteind . 
Weizen höher ai Spiritus ii. 


83 —— 
33 — 
Llr. 


Ruff. 440 Bdkr. Pfdbr. 97 95 97 70 

Poln. 59 Pfandbr. 62 10) 62 10 

Poln. Liquid.⸗Pfdbr. 57 — 57 — 

Ungar. 4 

Oeſtr. Kred.⸗Akt. 

DOeſtr.⸗Fr. er: 
ombarden 
. 


8166 601165 50 
1 2 101 60 
54 20 


180 — -| 
187 — 


Nov.⸗Dez. — ab 181 50 unverſt. mit Abgabe 

loco o. F. 51 50! 51 50 
. mit Abgabe 
v 70 M. loco o. F. 32— 32 — 
pr. Noobr.»Dez 30 60 30 60 
pr. ge kin öl 50 31 70 


Nov. 
Ap: il Mala. Uance 188 50 
April-Maineue ⸗ 
Roggen hö 
v.⸗Dez. son. 169 50 
ov. Dez. neue 
April Mala. Uſance 164 — 162 50 her Rovbr.»Dezbr. 
April» Mai neue ⸗ April⸗Mal 
Sen en ruhig 
Petroleum loco verteuert U 
des Druckes diesel Bioties eintreffenden Depefchen 
werden im Morgenblatte wiederbo 


Wetterbericht vom 23. Oktober, Morgens 8 Uhr 


Barom. a. U Gr. 
Stationen. nach d. Meeresniv. 
reduz. in mm. 


— 1 — — 


159 25 


— — — — 


61 500 60 50 
12 — 12 — 


Wind. Wetter. 


- ‚halb bedeckt 


2|moltenlos 
Amber 


ullaghmore 
Aberdeen 
Chriſtianſund 
Kopenhagen 


Be 


Sees bus 

Moßlou x 

Sort, Queenft 

Cherbourg 
elder 


6 Regen 

bededi 

2 wolkenlos 
Adedeckt 


A dedeckt 


A bedeckt 
Abedeckt 


alb bedeckt 
4 balb bedeckt 
5 wolkig 
4 Regen 
4 wo 
4JNedel 
Awolkig 
4 wolkenlos 15 


) Morgens Martes 


Breslau 
W d' Aix 
8 N 


ke Geſtern und Machts Anßeltend Regen. 
a für die Windſtärke. 


2) 1 


Ge 


de on 8% * 
— ſtürmiſch, 9 = Sturm, 10 = ſtarker Sturm, 
11 == beige Stur, 12 = 
Ueberſicht der Witterung 
Eine Zone niedrigen Luftdruckes, mit trüber regnerischer en 
erſtreckt ſich vom Kanal oſtwärts über Norddeutſchland nach * 
hin und trennt das un lebhafter öſtlicher und nordöſtlicher Winde 
im Nord» und Oſtſeegebiete von demjenigen der ſchwochen weſtlichen 
und ſüdweſtlichen in Frankreich und Deutſchland. Ueber Central -E ropa 
iſt die Temperatur im Alloemeinen wenig verändert In Hamburg 
elen 22, Borkum 24, Wilhelmshafen 25, Friedrichshafen 36 mm 


egen, Breslau meldet Gewitter. 


Deutſche Seewarte. 


a 
den 25. Oktober, 


ktober. 


ftendent e 


en I. Biene der Warthe. 


24 . 


Bofen, 25 


(A. Röft) in Kopien, 


= leicht, 8 = . 4= mäßig, 5 friſch, 


Goldrente 86 50 86 50 


| 
| 9 
Safer feſt | Anti 
Oktober 
Kündig. 
73 —18 
feſt 
Bof itfa 
N . ſch⸗Wien. C. S. A 20 che B. Att. 
Dortm. St. 5 
1 kopf 279 501280 50 
N 88 5 Gegen 
5 [ 
Dez. v. 50 M. 
5. Baer 
No 
N Nüböl feſte 
| U 
fance 14 8. 
3 Die während Ir 
erboli. 
| Temp. 
Grab. 
: 2 bededt 7 
ö 0 2 
8 Bu * 1 
Be ® 
5 
Ei) l 
5 125 
München 
A W lt 
x 9 
73 lkig 
0 
| = 1 
- 2 3lbebectt 1 
witter. 
6 
a Orkan 
fi 
i 
A 
Deutſchen Seewarte. 
O rg 
2,0 ſtrichwei fte. 
5 
eng 


1 


— 


